a = „„ +: 
Geſetz Sammlung 
BR | für die | | 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


4 


„ 


= 


— — 


(No. 756.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 18ten September 1822., betreffend die vier⸗ 
jährige Verjährungsfrift bei den zu ſammtlichen Staatsſchuldſcheinen aus⸗ 
gereicht werdenden Zins Coupons. 


Al den Antrag der Hauptverwaltung der Staatsſchulden beſtimme Ich hiermit, 


daß alle von derſelben zu Staats⸗Schuldverſchreibungen auszufertigende Zins⸗ 


Coupons mit einem Vermerke zu verſehen ſind, in welchem die Inhaber derſelben, 


von der in Meiner Verordnung vom I7ten Januar 1820. vorgeſchriebenen vier⸗ 
jährigen Verjahrungsfriſt unterrichtet werden, und der Tag mit welchem die 
rechtlichen Folgen derſelben eintreten, angegeben wird. 5 

Die Vorſchrift des Geſetzes vom Löten Juni 1819. 3355 — 


wonach ein oͤffentliches Aufgebot und gerichtliches Amortiſations Ver⸗ 


fahren, wegen verlorner oder vernichteter Zins⸗C oupons eben ſo unzu⸗ 
laͤſſig iſt, als eine Klage auf Zuftellung anderer Coupons an die Stelle 
der verlornen oder vernichteten 
erſtreckt ſich nicht blos auf die darin, und in dem Geſetze vom 7ten Juni 1821. 
bezeichneten Staatspapiere, ſondern auch uͤberhaupt auf alle ſolche, zu welchen 


von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden Zins⸗Coupons bereits ausgegeben 


find, oder noch künftig ausgefertigt werden. 
Berlin, den 18ten September 1822. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
die Hauptverwaltung der Staatsschulden. 
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(No. 757.)  Mlerhöchite Kabinetsorder vom ABfen September 18924, betreffend die Er⸗ 
nennung des Staatsminiſters von Voß zum. Vicepraͤſident des Staats: 
raths und des Staatsminiſterii, : . 


N: habe beſchloſſen, den Staatsminiſtet von Voß wiederum in Aktivität 
als wirklichen Staatsminiſter zu ſetzen und demſelben Sitz und Stimme im Staats⸗ 
rath und im Staatsminiſterium zu geben. Er wird dieſemnach beide Stellen 
ſofort antreten und zwar vorerſt ohne ein beſonderes Departement im Staats⸗ 
miniſterium, wogegen er ſich der Leitung des Geſchaͤftsganges bei beiden Be- 
hoͤrden, nach ſeinem Dienſtalter als Vicepraͤſident, unterziehen wird, da der 
Staatskanzler Fuͤrſt von Hardenberg in der Regel von den Sitzungen dispenſirt 
iſt, und es von ſeinem Gutbefinden abhangt, ſolchen nach den Umſtaͤnden bei⸗ 


zuwohnen und die Prafidial: Funktionen darin auszuuͤben. 85 
Berlin, den 18ten September 1822. 8 


Friedrich Wilhelm. 


An 


den Staatsrath. 
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(No. 758.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom I sten September 1822,, wegen Ernennung 
; des Feldmarſchall Grafen Kleiſt von Nollendo rf, Ober⸗Berg ⸗Haupt⸗ 
mann Gerhard und Regierungs⸗ Chef⸗Praͤſident von Schoͤnberg als 

Mitglieder des Staatsraths. 2 

Ich habe beſchloſſen, den Feldmarſchall Grafen Kleift von Nollendorf, 
den Ober⸗ Berg hauptmann G erhard und den Regierungs⸗Chef⸗ Praͤſidenten 
von Schoͤnber g zu Mitgliedern des Staatsraths zu ernennen, und will, daß 
ſelbige bei Eröffnung der nächſten Sitzungen eingefuͤhrt werden. DAL 


2 2 
An 
den Stagtsrath. 5 


(No. 759.) 


— ; 216 — 2 3 
Go. 159) Allerhoͤchſte Deklaration vom 20ſten Oktober 1822, den . 504. der Kriminal⸗ 


Ordnung oder die Verpflichtung, zur unterfücung gezogene Seitenver⸗ 
wandte zu Karpfen e 


>. 


D urch das Gutachten der ehemaligen Sefegfommiff on vom 22ſten April 1803. 
und die darauf gegruͤndete Verfuͤgung des Juſtizdeparte ments vom Iten Mai 1803. 
iſt es in den Gerichtsgebrauch eingeführt und die Beſtimmung im F. 604. der 
Kriminalordnung wird dahin gedeutet, daß die Pflicht zur Verpflegung huͤlf⸗ 
loſer Verwandten auch auf die Verpflegung ſolcher Seitenverwandten aus zudeh⸗ 
nen ſey, welche wegen eines Verbrechens und in Folge eines Straf- Erfenntniffes 
ihrer Freiheit beraubt und dadurch wer Stande geſetzt ſind, ſic ſelbſt zu er⸗ 
naͤhren. 

Ich finde biefe Verpflichtung ber Seitenverwandten im Landrechte nicht 
begründet, und trete Ihrer, des Juſtizminiſters, Meinung bei, daß fich das 
Gutachten der ehemaligen Geſetzkommiſſion nicht rechtfertigen laſſe. Ich hebe 
daher die Verfügung des Juſtizdepartements vom 2ten Mai 1803. hiedurch auf 
und ſetze feſt, daß Seitenverwandte nicht verpflichtet ſeyn ſollen, ihre wegen 
eines Verbrechens zur Unterſuchung gezogene und richterlich beſtrafte Seitenver⸗ 
wandten waͤhrend der Unterſuchung und am Straforte zu verpflegen. 

Hiernach ſoll auch die Vorſchrift im $. 604. der Kriminalordnung ange⸗ 
wendet werden. 


Verona, den 20ſten Oktober 1822. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staats miniſterium. 


